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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 13 R 363/10 B 
 
L 4 R 987/08 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 13 R 99/06 (SG Cottbus) 
 
 
……………………….. , 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………….., 
  
 
 
 

g e g e n 
 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Berlin-Brandenburg, 
Bertha-von-Suttner-Straße 1, 15236 Frankfurt (Oder), 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 8. Dezember 2010 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  S t e i n w e d e l    sowie die Richter   G a s s e r  

und   K a l t e n s t e i n  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 21. Oktober 2010 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine 

außergerichtlichen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 21.10.2010 hat das LSG Berlin-Brandenburg den vom Kläger geltend gemachten 

Anspruch auf Rente wegen Erwerbsminderung verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger Nichtzulassungsbe-

schwerde beim BSG eingelegt. Er beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssa-

che iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig. Die Begründung vom 10.11.2010 genügt nicht 

den gesetzlichen Anforderungen, da der allein geltend gemachte Zulassungsgrund der grund-

sätzlichen Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) nicht ordnungsgemäß 

dargelegt worden ist (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG nur dann, wenn 

sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit 

oder Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. 

Der Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts sowie unter Berücksichti-

gung der höchstrichterlichen Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese 

noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtsein-

heit oder der Fortbildung des Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfah-

ren eine derartige Klärung erwarten lässt. Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, muss ein 

Beschwerdeführer mithin eine konkrete Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre 

(konkrete) Klärungsfähigkeit (Entscheidungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinaus-

gehende Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung (sog Breitenwirkung) darlegen 

(zum Ganzen BSG vom 25.9.2002 - SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). 

 

Diesen Anforderungen wird die vorliegende Beschwerdebegründung nicht einmal ansatzweise 

gerecht. Der Kläger formuliert weder eine konkrete Rechtsfrage noch legt er deren Klärungsbe-

dürftigkeit und -fähigkeit dar. Soweit er vorträgt, es sei nicht erkennbar, warum er "anders be-

handelt werden soll als Personen mit insulinpflichtiger Behandlung", hat der Kläger keine 

abstrakte Rechtsfrage, sondern eine auf seinen Einzelfall bezogene Fragestellung formuliert. 

Sein Hinweis, dass "nach jüngster Entscheidung des Bundessozialgerichts … Diabetes mellitus 

mit einem GdB von mindestens 40 einzuschätzen" sei, lässt eine Prüfung vermissen, ob der 

Grad der Behinderung iS des SGB IX überhaupt eine sozialmedizinische Relevanz für die Fest-

stellung einer Erwerbsminderung iS des § 43 SGB VI hat. Auch soweit der Kläger einen 

Verstoß gegen Art 3 Abs 1 GG "sieht", darf sich die Beschwerdebegründung nicht auf die bloße 

Behauptung einer Ungleichbehandlung beschränken, sondern muss unter Berücksichtigung der 

Rechtsprechung des BVerfG und des BSG zu Art 3 Abs 1 GG in substanzieller Argumentation 

darlegen, woraus sich im konkreten Fall die Verfassungswidrigkeit ergeben soll (vgl Senatsbe-
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schluss vom 11.5.2010 - B 13 R 589/09 B - Juris RdNr 16). Entsprechende Darlegungen fehlen 

gänzlich. Allein der Umstand, dass der Kläger das angefochtene Urteil des LSG für unrichtig 

hält, rechtfertigt keine Zulassung der Revision wegen grundsätzlicher Bedeutung (vgl stRspr, 

zB BSG vom 26.6.1975 - SozR 1500 § 160a Nr 7). 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung 

der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die nicht formgerecht begründete Beschwerde ist gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbs 2 iVm 

§ 169 Satz 2 und 3 SGG durch Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter zu ver-

werfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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